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GESETZ 
ÜBER DIE WAHLEN UND ABSTIMMUNGEN / 
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ANTRAG DER ALTERNATIVEN FRAKTION ZUR 2. LESUNG 
 

VOM 14. SEPTEMBER 2006 
 
 
 
 
In der vorberatenden Kommission hat Anna Lustenberger-Seitz im Namen der 
Alternativen Fraktion den Antrag gestellt, die Kommission solle in einer Motion das 
Ausländerstimmrecht für die Gemeinden auf freiwilliger Basis in das revidierte WAG 
einbringen. In den Vernehmlassungen zum WAG hatten verschiedene Gemeinden 
diesen Antrag gestellt. In der Auswertung der Vernehmlassung hat der Regierungsrat 
diese Forderung als hochpolitisch beschrieben, welche die Gesetzesrevision noch 
zusätzlich belasten würde. Dieser Sachverhalt veranlasste unsere Vertreterin in der 
Kommission eine Motion mit obigem Inhalt zu beantragen. Das Anliegen wurde durch 
die Kommission allerdings abgelehnt. 
 
Aus Sicht der Alternativen Fraktion ist die Einführung des Ausländerstimmrechts in 
den Gemeinden auf freiwilliger Basis ein zentrales Anliegen, welches im Rahmen der 
Totalrevision des Gesetzes über die Wahlen und Abstimmungen ins revidierte 
Gesetz einfliessen soll. Das Vorgehen der Kommission zum Thema „Wahl des Ge-
meindeschreibers“ zeigt bestens, dass auch hochpolitische Anliegen in der Total-
revision Platz haben. Die zweite Lesung bietet daher die ideale Gelegenheit, den 
entsprechenden Antrag zu stellen. 
 
 
Antrag: 
 
Das Begehren sei bei Paragraph 70 (Änderung bisherigen Rechts), Ziff. 1 nach dem 
dort aufgeführten Paragraph 63 zu verankern.  
 

§ 63bis 
Ausländerstimmrecht 

 1 Die Einwohnergemeinde kann durch Gemeindebeschluss das Stimmrecht auch 
Personen ausländischer Nationalität verleihen, die ununterbrochen während 5 
Jahren in der Schweiz Wohnsitz gehabt haben, wovon unmittelbar vor der Erteilung 
des Stimmrechts 2 Jahre im Kanton Zug. 
 2 Dieser Beschluss ist der Urnenabstimmung zu unterstellen. 
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§ 123 
Organisation 

„… Bürgergemeinde, mit Ausnahme von §§ 63bis und 65 ...“ 
 

§ 140 
Organisation 

Abs. 1: „Korporationsgemeinde, mit Ausnahme von §§ 63bis und 65 …“ 
 
 
Begründung: 
 
Die Kirchgemeinden können bereits heute durch Gemeindebeschluss das Stimm-
recht an Personen mit ausländischer Nationalität mit Niederlassungsbewilligung 
verleihen. Die katholische Kirchgemeinde Menzingen hat dies vor Jahren eingeführt. 
In den evangelischen Kirchgemeinden des Kantons sind Ausländerinnen und Aus-
länder, welche die Vorgaben des Gemeindegesetzes erfüllen, ebenfalls stimmbe-
rechtigt. 
 
Die Alternative Fraktion ist der Meinung, dass die Voraussetzungen geschaffen 
werden sollen, dass auch politische Gemeinden das Stimm- und Wahlrecht für Aus-
länderinnen und Ausländer einführen können, wenn das Stimmvolk diesem Be-
gehren zustimmt. Viele Personen mit ausländischer Nationalität arbeiten im Kanton 
Zug in verschiedenen Bereichen. Die Wirtschaft ist dabei auch auf Fachkräfte aus 
dem Ausland angewiesen. Diese Leute zahlen Steuern und nehmen am Leben der 
Gemeinde teil, sie interessieren sich für das Geschehen und machen oft auch in 
Vereinen mit. Ihnen soll die politische Mitsprache ermöglicht werden. Mit der Total-
revision des WAG öffnet sich den Gemeinden daher die Möglichkeit, das Stimmrecht 
für die ausländische Bevölkerung einzuführen.  
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